
Die Klägerin hat also keinen Unterhaltsanspruch mehr 
gegen ihren Vater. Sie muß sich so behandeln lassen, 
als sei sie wirtschaftlich selbständig.
Für die Entscheidung kann es auch nicht darauf an­
kommen, ob bei den wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Verklagten ihm an sich die Zahlung eines Unter­
haltsbeitrages zumutbar wäre. Ausschlaggebend ist, 
daß bei der Klägerin kein Unterhaltsbedürfnis vorliegt, 
weil ihr Lebensunterhalt durch Gewährung des Stipen­
diums sichergestellt ist.

§ 145 ZPO; §§ 13, 24 Abs. 1 Ziff. 2 EhcVcrfO; § 2 
Ecschl V erfKO.
Zur Trennung von Nebenansprüchen im Eheverfahren 
und zu deren kostenrechtlicher Behandlung.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Beseht, vom 27. Mai 1961 
- 3 BCR 27/61.
Zwischen den Parteien war ein Ehescheidungsverfahren 
anhängig, in dem die Verklagte einen Vermögensausgleich 
von 1900 DM forderte. Wegen dieses Anspruchs wurde 
das Verfahren abgetrennt. Im abgetrennten Verfahren 
wurde eine Hausratsauseinandersetzung mit dem Streit­
wert von 600 DM betrieben. Das Urteil vom 28. Juli 1960 
legte 2/a der Kosten dem Kläger und '/:) der Verklagten 
auf.
In dem Kostenausgleichungsantrag der Verklagten vom 
20. Oktober 1960 stellte sie die vollen Anwaltsgebühren 
nach getrennten Streitwerten von 1900 DM und 600 DM 
zur Ausgleichung. Das Stadtbezirksgericht hat durch 
Beschluß entschieden, daß die nach einem Streitwert 
von nur 600 DM zu ^berechnenden Anwaltsgebühren 
lediglich zur Hälfte erwachsen.
Gegen diesen Beschluß wendet sich der Vertreter der 
Verklagten mit der sofortigen Beschwerde. Er beantragt 
die Aufhebung der Entscheidung und die Festsetzung 
seiner Gebühren entsprechend dem Antrag vom 20. Ok­
tober 1960. Er trägt vor, das abgetrennte Verfahren sei 
selbständig durchgeführt und durch Stellung von Haus­
ratsanträgen erweitert worden. § 22 HausratsVO müsse 
beachtet werden.
Die sofortige Beschwerde ist als aus eigenem Recht des 
Vertreters der Verklagten mit dem Ziel der Gebühren­
erhöhung eingelegt statthaft. Sie ist fristgerecht ein­
gelegt, aber nicht begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kostenausgleichungsantrag vom 20. Oktober 1960 ist 
mangelhaft, weil er getrennte Streitwerte für Ansprüche 
in Ansatz bringt, die in einem Verfahren geltend ge­
macht worden sind. Das ist selbst nach § 5 ZPO un­
zulässig. Darin ist nämlich bestimmt, daß mehrere in 
einer Klage geltend gemachte Ansprüche zusammen­
gerechnet werden müssen, um die höhere Belastung zu 
vermeiden, die durch die zweimalige Berechnung der 
verhältnismäßig hohen Gebühren für niedrige Streit­
werte nach der Gebührenstaffel des Gerichtskosten­
gesetzes und der Hechtsanwaltsgebührenordnung aus­
gelöst wird. Deshalb wäre ein getrennter Gebührensatz 
nach den Werten von 1900 DM und 600 DM an Stelle 
eines einheitlichen Streitwertes von 2500 DM ohnehin 
unstatthaft gewesen.
Im vorliegenden Fall ist jedoch die Besonderheit Zu 
beachten, daß die Vermögensauseinandersetzung bereits 
im Eheverfahren betrieben und dort abgetrennt wurde. 
Hier greift § 2 der AO über die Gerichtskosten im 
Beschlußverfahren vom 4. März 1954 in der durch die 
ÄnderungsAO vom 28. Mai 1957 (VOB1. I S. 315) ge­
änderten Fassung ein. Gemäß § 2 Abs. 2 der AO sind im 
Falle der Abtrennung der mit der Ehesache verbundenen 
Ansprüche die Gerichtskosten nach § 24 EheVerfO zu 
berechnen. Dasselbe gilt gemäß § 11 RAGebO auch für 
die Rechtsanwaltsgebühren. § 2 der AO über die Ge­
richtskosten im Beschlußverfahren spricht allerdings 
nur von der Kostenfolge bei abgetrennten Ehewohnungs­
und Hausratsverfahren. Das beruht offenbar darauf, daß

die AO sich ausdrücklich nur mit dem Beschlußverfuhren 
befaßt und ihre- ursprüngliche Fassung vor Erlaß der 
EheVerfO erging, deren § 13 Abs. 2 Ziff. 1 die zusätz­
liche Möglichkeit der Verbindung von Vermögens­
ansprüchen mit dem Ehescheidungsverfahren schuf. Es 
bestehen jedoch keine Bedenken, § 2 der AO auch auf 
die abgetrennten Vermögensausgleichsverfahren ent­
sprechend anzuwenden. In allen Fällen der Abtrennung 
greift gleichermaßen der Grundgedanke durch, dem­
jenigen keine zusätzlichen Kostennachteile zuzufügen, 
der die gleichzeitige Entscheidung wünschte, aber wegen 
der Entscheidungsreife der Ehesache und der Auf­
klärungsbedürftigkeit der Nebenansprüche nicht durch­
setzen konnte.

. Die Parteien brauchen also bei Abtrennung des Aus­
gleichsanspruchs grundsätzlich nicht mehr Kosten zu 
tragen, als sie zu tragen gehabt hätten, wenn über den 
Anspruch im Ehescheidungsverfahren selbst entschieden 
worden wäre. Dort wären gemäß § 24 Abs. 1 Ziff. 2 
EheVerfO überhaupt keine Kosten entstanden, weil 
dieser Nebenanspruch nicht den Betrag von 2000 DM 
überschritten hat. Das spätere Hinzutreten des Hausrats­
anspruchs ändert hieran nichts. Die Gebühren für den 
Ausgleichsanspruch sind durch die Gebühren des Ehe­
verfahrens — in dem die Prozeßbevollmächtigten bereits 
vertreten hatten — mit abgegolten. Sie können nicht 
nachträglich nochmals entstehen, weil unter Hinzu­
rechnen eines weiteren Anspruchs der Betrag von 
2000 DM überschritten werden würde.
Demnach ist nur Raum für eine Kostenausgleichung 
nach dem Streitwert von 600 DM. Allerdings entstehen 
für die Prozeßbevollmächtigten nur halbe Gebühren, 
wie sich aus § 22 Satz 2 HausratsVO ergibt.

A n m e r k u n g :
Der Senat hätte die zweifelhafte Konstruktion ucc ent­
sprechenden Anwendung des § 2 der AO über die Ge­
richtskosten im Beschlußverfahren vom 4. März 1954 in 
der Fassung der ÄnderungsAO vom 28. Mai 1957 (Be- 
schlVerfKO) auf einen Fall der Trennung des Aus­
gleichsanspruchs vom Eheverfahren nicht nötig gehabt,

* wenn die erste Instanz die Frage nach der Zulässigkeit 
einer solchen Abtrennung richtig gelöst hätte. Da Un­
klarheiten über die Problematik der Trennung bzw. 
Aufgliederung der im Eheverfahren in Frage kommen­
den verschiedenartigen Ansprüche verbreitet sind und 
die richtige kostenrechtliche Behandlung eine völlige 
Klarheit über diese Problematik voraussetzt, macht sich 
die nähere Ausführung einiger grundsätzlicher Hinweise 
erforderlich, die bereits im Lehrbuch des Zivilprozeß­
rechtst gegeben worden sind.
Die gesetzliche Grundlage der Anspruchstrennung ist 
§ 145 ZPO; danach können „mehrere in einer Klage er­
hobene Ansprüche“ im Wege der Prozeßleitung getrennt 
werden mit dem Ergebnis, daß nach der Trennung 
mehrere völlig selbständige, weder kostenrechtlich noch 
sonst irgendwie zusammenhängende Prozesse vorliegen. 
Nach den Motiven hatte die ZPO mit dieser Bestimmung 
zweierlei im Auge: einmal die Ermöglichung einer besse­
ren Übersicht über den Prozeßstoff im Falle einer um­
fangreichen Anspruchshäufung und sodann die Ver­
hinderung der Prozeßverschleppung, wenn vorauszu­
sehen ist, daß die Klärung eines der verbundenen 
Ansprüche wesentlich längere Zeit in Anspruch nehmen 
wird als die der anderen. Schon die bürgerliche Wissen­
schaft aber wies darauf hin, daß eine Trennung nicht in 
Frage komme, wenn einer der Ansprüche bereits ent­
scheidungsreif ist — weil für diesen Fall das Institut des 
Teilurteils zur Verfügung steht —, und daß im Falle eines 
rechtlichen Zusammenhanges unter den gehäuften An-

1 Das Zivilprozeßrecht der DDR, Berlin 1958, Bd. II, S. 103 f.


